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Auswahl der Teilnehmenden  

mit und ohne Planungswettbewerb 
Vergabeverfahren zur Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen müssen für öffentli-
che Auftraggeber oberhalb des EU-Schwellenwertes rechtssicher und transparent auf der 
Grundlage von Abschnitt 6 der Vergabeverordnung (VgV) durchgeführt werden. Architekten- 
und Ingenieurleistungen werden gemäß § 74 VgV in der Regel im Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb nach § 17 oder im wettbewerblichen Dialog nach § 18 vergeben, wobei 
das Verhandlungsverfahren das weitaus üblichere und weniger aufwendige Verfahren ist. So-
wohl vor einem Verhandlungsverfahren als auch vor einem Planungswettbewerb findet ein 
vorgeschaltetes Verfahren zur Auswahl der Teilnehmenden statt.  

Die nachfolgenden Empfehlungen der Architektenkammer Nordrhein-Westfalen hinsichtlich 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit berücksichtigen sämtliche inhaltlich und 
rechtlich notwendigen Angaben zur Beurteilung der Eignung der Bewerberinnen und Bewerber 
durch die ausschreibende Stelle. Sie stellen aber auch dar, welche Angaben bei Planungsleis-
tungen entbehrlich oder im Stadium der Bewerbung nicht sinnvoll sind. Durch die Reduzierung 
der Bewerbungsanforderungen wird im Sinne von § 75 (4) VgV auch kleineren Büroorganisa-
tionen und Berufsanfänger*innen der Zugang zu Verhandlungsverfahren erleichtert. Darüber 
hinaus beinhaltet das übergeordnete Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in § 
97 (4) eine grundsätzliche Verpflichtung zur Fach- und Teillosvergabe und Beteiligung des 
Mittelstandes. Abweichungen hiervon sind allenfalls zulässig, wenn wirtschaftliche oder tech-
nische Gründe dies erfordern. 

Anwendung der VgV 

Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ist der Abschnitt 6 der VgV anzuwenden, wenn  

- es sich um Architekten- und Ingenieurleistungen handelt, 
- die Leistung nicht eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann (also geistig-

schöpferische, intellektuelle, kreative und konzeptionelle Leistungen, für die nur eine 
Zielbeschreibung möglich ist), 

- der Auftragswert nach § 3 VgV (z.B. Honorar für Leistungsphase 1-9 einschließlich 
Besonderen Leistungen und Nebenkosten) den aktuell gültigen EU-Schwellenwert 
ohne Umsatzsteuer erreicht oder übersteigt. 

Vergabegrundsätze 

Die wesentlichen Grundsätze der Vergabe sind nach § 97 GWB (Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen) und § 73 VgV: 

- Transparenz des Verfahrens, 
- Wahrung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Verhältnismäßigkeit, 
- Gleichbehandlung aller Teilnehmer, 
- Berücksichtigung von Aspekten der Qualität und der Innovation sowie sozialer und um-

weltbezogener Aspekte, 
- Berücksichtigung mittelständischer Interessen, 
- Unabhängigkeit der Leistungserbringung von Ausführungs- und Lieferinteressen. 
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Vergabeverfahren 

Das Auswahlverfahren nach § 75 VgV bzw. § 46 VgV umfasst im Wesentlichen die Auswer-
tung der Angaben zur Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit und Fachkunde und richtet sich nach 
den Kriterien aus § 122 GWB. Die Auftraggeberschaft muss die Mindest- und gegebenenfalls 
Höchstzahl der aufzufordernden Bewerber*innen vorab bekanntgeben. Sie darf nicht unter drei 
liegen. Bei der Auswahl kann eine Losziehung vorgenommen werden, wenn mehrere Bewer-
bende die Anforderungen gleichermaßen erfüllen (vgl. § 75 (6) VgV). 

Auftraggeberinnen und Auftraggeber von Planungsleistungen auf dem Gebiet der Raumpla-
nung, des Städtebaus und des Bauwesens müssen nach § 78 (2) prüfen, ob bei Aufgaben-
stellungen im Hoch-, Städte- und Brückenbau sowie in der Landschafts- und Freiraumplanung 
ein Planungswettbewerb durchgeführt werden soll, und ihre Entscheidung dokumentieren. Pla-
nungswettbewerbe sollen somit für diese Aufgabenbereiche als bevorzugte Verfahren durch-
geführt werden. Planungswettbewerbe werden auf der Grundlage der „Richtlinie für Planungs-
wettbewerbe“ (RPW 2013) ausgelobt und finden in der Regel vor einem Verhandlungsverfah-
ren ohne Teilnahmewettbewerb nach § 14 (4) Ziffer 8 statt. 

Grundsätze zur Auswahl der Bewerber*innen 

Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber hat in einem nachvollziehbaren Prozess zu 
erfolgen. Das GWB definiert hierzu in § 122 ausschließlich folgende Kriterien: 

- Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung (Nachweis über Kammermitgliedschaft 
bzw. Bauvorlageberechtigung) 

- Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit (Nachweis über Jahresumsatz oder 
Berufshaftpflichtversicherung) 

- Technische und berufliche Leistungsfähigkeit (Nachweis über Referenzen, Mitarbeiter-
zahlen, technische Ausstattung, Ausbildungsnachweise der Führungskräfte) 

Zusätzlich werden in den §§ 123 und 124 Ausschlusskriterien definiert, die auf eine mangelnde 
Zuverlässigkeit des Bewerbenden schließen lassen. 

Umsetzung in der Praxis 

Leider führen umfangreiche Prozeduren zur Auswahl der Bewerber*innen für diese häufig zu 
einem Aufwand, der in keinem Verhältnis zur Auftragschance steht. Insbesondere der Umfang 
der verlangten Unterlagen ist in der Praxis häufig schwer beizubringen. 

Die Grundsätze des Vergabeverfahrens stehen diesem hohen Aufwand entgegen. Ziel ist die 
Durchführung einfacher Verfahren, die auch den Mittelstand (kleine Büroorganisationen und 
Berufsanfänger*innen) als Bieterinnen und Bieter zulassen. In der Regel reichen Eigenerklä-
rungen aus, um die geforderten Nachweise zu führen. Es dürfen nur solche Nachweise gefor-
dert werden, die durch den Gegenstand des Auftrages gerechtfertigt sind. Forderungen 
darüberhinausgehender Unterlagen hat die Auftraggeberschaft in der Vergabeakte zu begrün-
den. Fehlende Nachweise stellen keinen direkten Ausschlussgrund dar, sondern können nach 
§ 56 (2) VgV bis zu einer zu bestimmenden Frist nachgereicht werden. 
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Die Architektenkammer empfiehlt die Berücksichtigung der folgenden Grundsätze bei der 
Durchführung eines Verhandlungsverfahrens: 

- Forderung der Eignungsnachweise durch Mindestkriterien, anschließend Losverfahren 
(vgl. § 75 (6) VgV); 

- Referenznachweise ohne Bezug zur Nutzungsart (vgl. § 75 (5) VgV); 
- getrennte Referenzen für Projektgröße und Projektkomplexität, um kleinen Büroorga-

nisationen und Berufsanfängern den Zugang zu erleichtern (vgl. § 75 (4) VgV); 
- Trennung von Auswahl- und Eignungskriterien bei der Durchführung von Planungs-

wettbewerben, um kleinen Büroorganisationen und Berufsanfängern den Zugang zu 
erleichtern (vgl. § 75 (4) VgV i.V.m. § 80 (1) VgV); 

- geringe Bewertung des Preises und Stärkung des Leistungswettbewerbs (vgl. § 76 (1) 
VgV). 

Im Folgenden werden die Inhalte der §§ 42-51 VgV erläutert und Empfehlungen der Architek-
tenkammer Nordrhein-Westfalen zu ihrer Anwendung im Verhandlungsverfahren formuliert. 
Angaben zu anderen Verfahrensarten (z.B. nicht offenes Verfahren, Vorinformation oder Wett-
bewerblicher Dialog) und zu reinen Lieferleistungen wurden im Gesetzestext durch […] ersetzt, 
um nur die für das Verhandlungsverfahren für Planungsleistungen wesentlichen Punkte abzu-
bilden. 

Zusätzlich zu den für alle Vergaben gültigen §§ 42-51 VgV gibt es in Abschnitt 6 der VgV 
„Besondere Vorschriften für die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen“. Dieser 
Abschnitt wird vorgezogen erläutert, da er zunächst die generellen Grundsätze für Planer-
vergaben behandelt. Die §§ 42-51 VgV gehen anschließend genauer auf einzelne Bestandteile 
des Teilnahmewettbewerbs ein. 

Ein Großteil der Angaben kann für die Durchführung von anderen Verfahrensarten (z.B. Offene 
Verfahren nach § 15 VgV) ebenfalls angewendet werden. 
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Die VgV im Einzelnen 

Abschnitt 6 VgV: 

Besondere Vorschriften für die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen 

Was steht in §§ 73-74 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

§ 73 

Anwendungsbereich und 

Grundsätze 

(1) Die Bestimmungen dieses 

Abschnitts gelten zusätzlich für 

die Vergabe von Architekten- 

und Ingenieurleistungen, deren 

Gegenstand eine Aufgabe ist, 

deren Lösung vorab nicht ein-

deutig und erschöpfend be-

schrieben werden kann. 

(2) Architekten- und Ingenieur-

leistungen sind 

1. Leistungen, die von der Ho-

norarordnung für Architek-

ten und Ingenieure vom 10. 

Juli 2013 (BGBl. I S. 2276) 

erfasst werden, und 

2. sonstige Leistungen, für die 

die berufliche Qualifikation 

des Architekten oder Ingeni-

eurs erforderlich ist oder 

vom öffentlichen Auftragge-

ber gefordert wird. 

(3) Aufträge über Leistungen 

nach Absatz 1 sollen unabhän-

gig von Ausführungs- und Lie-

ferinteressen vergeben werden. 

§ 74 

Verfahrensart 

Architekten- und Ingenieurleis-

tungen werden in der Regel im 

Verhandlungsverfahren mit Teil-

nahmewettbewerb nach § 17 

oder im wettbewerblichen Dia-

log nach § 18 vergeben. 

 

 
 

Gemäß Absatz 1 finden die Vor-
schriften des Abschnitt 6 VgV 
zusätzlich zu den allgemeinen 

Regelungen dieser Verordnung 
für die Vergabe- von Architek-
ten- und Ingenieurleistungen 
Anwendung, deren Gegenstand 
eine Aufgabe ist, deren Lösung 

vorab nicht eindeutig und er-
schöpfend beschrieben werden 
kann. Damit wird der Anwen-
dungsbereich der früheren VOF 
aufgegriffen. Die allgemeinen 

Regelungen der bisherigen VOF 
sind in dieser Vergabeverord-
nung aufgegangen. Dieser Ab-
schnitt enthält ausdrücklich nur 
die speziellen Regelungen, die 

zusätzlich für diese Leistungen 
gelten sollen.  
 

 

 

 

 

 

 

Die Vergabe von Architekten- 

und Ingenieurleistungen birgt 
meist die Notwendigkeit von 
Verhandlungen in sich, sodass 
die anderen Verfahrensarten 
faktisch kaum in Frage kommen 

dürften. 

 

 
 

Die besonderen Vorgaben des 
Abschnitts 6 gelten nur für Leis-
tungen, die vorab nicht eindeutig 

und erschöpfend beschrieben 
werden können. Dies sind in der 
Regel alle Architekten- und In-
genieurleistungen, die alterna-
tive und kreative Planungen be-

inhalten. Es kann davon ausge-
gangen werden, dass Leistun-
gen der Vollplanung (Lph 1-9 
bzw. 2-8) oder Projektsteue-
rungsleistungen nicht eindeutig 

und erschöpfend beschrieben 
werden können. Dagegen sind 
die späteren Leistungsphasen 
(ggf. schon ab der Lph 5, in je-
dem Fall ab der Lph 8) i.d.R. be-

schreibbar, da „nur noch“ ein be-
stehender Entwurf umgesetzt 
werden muss. In diesem Fall ist 
der Abschnitt 6 VgV nicht an-
wendbar. 

 

 

 

In der Regel sollte das Verhand-
lungsverfahren gewählt werden, 

um schlanke und schnelle Ver-
fahren zu gewährleisten. Der 
wettbewerbliche Dialog eignet 
sich z.B. für große Infrastruktur-
maßnahmen, bei denen keine 

klare Aufgabenbeschreibung er-
stellt werden kann. Hochbauten 
sind in der Regel über Raumpro-
gramm und Funktionsprogramm 
ausreichend klar formulierbar. 
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Was steht in § 75 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

§ 75 

Eignung 

(1) Wird als Berufsqualifikation 

der Beruf des Architekten, In-

nenarchitekten, Landschaftsar-

chitekten oder Stadtplaners ge-

fordert, so ist zuzulassen, wer 

nach dem für die öffentliche Auf-

tragsvergabe geltenden Lan-

desrecht berechtigt ist, die ent-

sprechende Berufsbezeichnung 

zu tragen oder in der Bundesre-

publik Deutschland entspre-

chend tätig zu werden. 

(2) Wird als Berufsqualifikation 

der Beruf des „Beratenden Inge-

nieurs“ oder „Ingenieurs“ gefor-

dert, so ist zuzulassen, wer nach 

dem für die öffentliche Auftrags-

vergabe geltenden Landesrecht 

berechtigt ist, die entspre-

chende Berufsbezeichnung zu 

tragen oder in der Bundesrepub-

lik Deutschland entsprechend 

tätig zu werden. 

(3) Juristische Personen sind als 

Auftragnehmer zuzulassen, 

wenn sie für die Durchführung 

der Aufgabe einen verantwortli-

chen Berufsangehörigen gemäß 

Absatz 1 oder 2 benennen. 

(4) Eignungskriterien müssen 

gemäß § 122 Absatz 4 des Ge-

setzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen mit dem Auf-

tragsgegenstand in Verbindung 

und zu diesem in einem ange-

messenen Verhältnis stehen. 

Sie sind bei geeigneten Aufga-

benstellungen so zu wählen, 

dass kleinere Büroorganisatio-

nen und Berufsanfänger sich 

beteiligen können. 

 

 

Es handelt sich um keine ab-
schließende Qualifikationsrege-
lung; der weitere Eignungsnach-
weis über entsprechende Erfah-

rungen soll damit nicht be-
schränkt werden. Gleichwertige 
Bescheinigungen anderer Mit-
gliedstaaten sind anzuerken-
nen.  

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

 

 
 
 
 
 

Weil in der Praxis häufig gegen 
die Angemessenheit der Anfor-
derungen verstoßen und damit 
der Wettbewerb ohne sachli-
chen Grund einschränkt wird, ist 

dieser Grundsatz gerade bei der 
Vergabe von Architekten- und 
Ingenieurleistungen von einer 
derart überragenden Bedeu-
tung, dass in diesem Abschnitt 

gesondert darauf hingewiesen 
wird.

 

 

Bestimmte Leistungsbilder sind 
bestimmten Berufsgruppen vor-
behalten, sodass diese gemäß 
BauKG NRW der Aufgabe pas-

send zugeordnet werden müs-
sen. 

In anderen Ländern, z.B. Öster-
reich gibt es keine Kammer-
pflicht für Landschaftsarchitek-

ten, sodass die Berufsbezeich-
nung dort über andere Beschei-
nigungen nachgewiesen wird, 
die in Deutschland ebenfalls an-
erkannt werden.  

Es wird darauf hingewiesen, 
dass Unterschiede zwischen 

Auswahlkriterien zum Wettbe-

werb und Eignungskriterien 

zum Verhandlungsverfahren 

gemacht werden können und 
sollten. So sollten Eignungskri-
terien strenger als Auswahlkrite-
rien gewählt werden. 

Als juristische Personen gelten 

u.a. eingetragene Vereine 
(e.V.), Stiftungen, Aktiengesell-
schaften (AG) oder GmbHs.  
 
 

Zu wenige kleinere Büroorgani-
sationen und Berufsanfänger 
können sich an den Vergabever-
fahren beteiligen, weil sie z.B. 
die Anforderungen des öffentli-

chen Auftraggebers an Refe-
renzprojekte nicht erfüllen kön-
nen. Es entsteht ein Kreislauf, 
der den zwangsläufigen Aus-
schluss von kleineren Büros be-

deutet: Sie können kein Refe-
renzprojekt erarbeiten und dem-
nach in der Folge bei den nächs-
ten Ausschreibungen kein Refe-
renzprojekt vorweisen. 
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Was steht in § 75 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

(5) Die Präsentation von Refe-

renzprojekten ist zugelassen. 

Verlangt der öffentliche Auftrag-

geber geeignete Referenzen im 

Sinne von § 46 Absatz 3 Num-

mer 1, so lässt er hierfür Refe-

renzobjekte zu, deren Pla-

nungs- oder Beratungsanforde-

rungen mit denen der zu verge-

benden Planungs- oder Bera-

tungsleistung vergleichbar sind. 

Für die Vergleichbarkeit der Re-

ferenzobjekte ist es in der Regel 

unerheblich, ob der Bewerber 

bereits Objekte derselben Nut-

zungsart geplant oder realisiert 

hat.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(6) Erfüllen mehrere Bewerber 

an einem Teilnahmewettbewerb 

mit festgelegter Höchstzahl ge-

mäß § 51 gleichermaßen die 

Anforderungen und ist die Be-

werberzahl auch nach einer ob-

jektiven Auswahl entsprechend 

der zugrunde gelegten Eig-

nungskriterien zu hoch, kann die 

Auswahl unter den verbleiben-

den Bewerbern durch Los ge-

troffen werden. 

Auch Absatz 5 Satz 2 greift das 

vorgenannte Praxisproblem der 
überzogenen Anforderungen an 
Referenzprojekte auf. Es wird 
festgelegt, dass die Vergleich-
barkeit der Planungsanforde-

rung gegeben sein muss. Der 
Begriff „Planungsanforderun-
gen“ weist auf die Definition in § 
5 HOAI hin und gibt der Praxis 
insoweit eine Hilfestellung. Die 

Honorarstufen der Referenzpro-
jekte müssen in Beziehung ge-
setzt werden zu den Planungs-
anforderungen der ausgeschrie-
benen Planungsleistung. 

 
 
 

Folgende Anforderungen an Re-

ferenzen erscheinen sinnvoll: 

- Referenz vergleichbarer 
Größe: max. Hälfte der zu 
planenden BGF. Der Ver-
gleich mit Baukosten wird 

nicht empfohlen, da nicht 
besonders teure Bauvorha-
ben besser abschneiden 
sollten und sich Baukosten 
aufgrund der Kostensteige-

rung schlechter verglei-
chen lassen. 

- Referenz vergleichbarer 
Komplexität: Forderung der 
gleichen Honorarzone. Die 

Forderung einer bestimm-
ten Nutzungsart ist i.d.R. 
nicht zulässig (vgl. § 75 (5) 
VgV). 

Es sollten zwei getrennte Refe-

renzen zur Erfüllung der o.g. An-
forderungen zugelassen wer-
den. Der Referenzzeitraum 
sollte auf 10 Jahre ausgeweitet 
werden. 

Diese Möglichkeit sollte genutzt 
werden, um auf aufwendige 
Rankingverfahren zu verzich-
ten. Die Eignungskriterien soll-
ten als Mindestkriterien definiert 

werden. Jeder Bewerber, der 
die Mindestkriterien erfüllt, ist 
generell geeignet; die Auswahl 
anhand von möglichst vielen 
und großen Referenzen er-

scheint i.d.R. nicht notwendig.  

Unter allen geeigneten Bewer-

bern erfolgt die Auswahl 

durch Los.  

So kann gewährleistet werden, 

dass auch kleinere Büroorgani-
sationen und Berufsanfänger 
angemessen beteiligt werden.  
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Was steht in §§ 76-77 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

§ 76 

Zuschlag 

(1) Architekten- und Ingenieur-

leistungen werden im Leistungs-

wettbewerb vergeben. Ist die zu 

erbringende Leistung nach einer 

gesetzlichen Gebühren- oder 

Honorarordnung zu vergüten, ist 

der Preis im dort vorgeschriebe-

nen Rahmen zu berücksichti-

gen.  

(2) Die Ausarbeitung von Lö-

sungsvorschlägen der gestell-

ten Aufgabe kann der öffentliche 

Auftraggeber nur im Rahmen ei-

nes Planungswettbewerbs, ei-

nes Verhandlungsverfahrens 

oder eines wettbewerblichen Di-

alogs verlangen. Die Erstattung 

der Kosten richtet sich nach § 

77. Unaufgefordert eingereichte 

Ausarbeitungen bleiben unbe-

rücksichtigt. 

§ 77 

Kosten und Vergütung 

(1) Für die Erstellung der Bewer-

bungs- und Angebotsunterlagen 

werden Kosten nicht erstattet. 

(2) Verlangt der öffentliche Auf-

traggeber außerhalb von Pla-

nungswettbewerben darüber 

hinaus die Ausarbeitung von Lö-

sungsvorschlägen für die ge-

stellte Planungsaufgabe in Form 

von Entwürfen, Plänen, Zeich-

nungen, Berechnungen oder 

anderen Unterlagen, so ist ein-

heitlich für alle Bewerber eine 

angemessene Vergütung fest-

zusetzen. 

(3) Gesetzliche Gebühren- oder 

Honorarordnungen und der Ur-

heberrechtsschutz bleiben un-

berührt. 

 

 

Wesentliches Zuschlagskrite-
rium für Architekten- und Ingeni-
eurleistungen soll die Qualität 
sein. Der Preis ist, wie auch aus 

Absatz 1 Satz 2 deutlich wird, 
durch die gesetzliche Gebüh-
ren- und Honorarordnung 
(HOAI) weitgehend vorgege-
ben. Deswegen ist Wesens-

merkmal dieser Vergabeverfah-
ren die Aufstellung und Beurtei-
lung von Qualitätskriterien. 

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass 
Lösungsvorschläge nur im Rah-

men eines Planungswettbewer-
bes, eines Verhandlungsverfah-
rens oder eines wettbewerbli-
chen Dialogs gefordert werden 
dürfen.  

 
 

 

 

Generell wird die Erarbeitung 

von Unterlagen nicht vergütet.  
 

Durch die Ergänzung „außer-
halb von Planungswettbewer-
ben“ wird klargestellt, dass Lö-

sungsvorschläge innerhalb ei-
nes Verhandlungsverfahrens 
oder eines wettbewerblichen Di-
alogs, die über die Ausarbeitung 
von Bewerbungs- oder Ange-

botsunterlagen hinaus gehen 
(„darüber hinaus“) zu vergüten 
sind. Damit soll verhindert wer-
den, dass Auftraggeber im 
Laufe der Verhandlungen von 

den Bietern Planungsleistungen 
fordern und diese nicht vergü-
ten. 

 

 

Ein reiner Preiswettbewerb ist 
nicht zulässig. Die Kommentarli-
teratur gibt eine maximale Ge-
wichtung des Preises in Höhe 

von 25 % als Zuschlagskriterium 
an, um die Qualität als wesentli-
ches Kriterium zu gewährleis-
ten. Es ist gemäß § 58 (2) VgV 
sogar möglich, einen Festpreis 

vorzugeben und auf das Krite-
rium Preis vollständig zu ver-
zichten. Als Zuschlagskriterien 
werden folgende Aspekte emp-
fohlen: 

- Qualifikation des Projekt-
teams (Leistung + Stellv.) 

- Kosten-, Termin- und Qua-
litätsmanagement 

Es sollte für alle Kriterien ein Be-

zug zum Projekt gefordert wer-
den.  
 
 

Der Aufwand für die Bieter sollte 

möglichst gering gehalten wer-
den. 

Die Entschädigung zielt auf eine 
Kostendeckung der Bieter ab, 
eine Berücksichtigung von Ge-

winn ist dagegen nicht notwen-
dig. Abschließende Entschei-
dungen zur Angemessenheit 
gibt es nicht. Es wird empfohlen, 
die HOAI-Mindestsätze als 

Grundlage zur Ermittlung der 
angemessenen Entschädigung 
anzusetzen, wobei eine Redu-
zierung der Leistungspunkte an-
hand einschlägiger Tabellen-

werte je nach geforderten Leis-
tungen möglich ist. 
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Was steht in § 78 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

§ 78 

Grundsätze und Anwendungs-

bereich für Planungswettbe-

werbe 

(1) Planungswettbewerbe ge-

währleisten die Wahl der besten 

Lösung der Planungsaufgabe 

und sind gleichzeitig ein geeig-

netes Instrument zur Sicherstel-

lung der Planungsqualität und 

Förderung der Baukultur. 

(2) Planungswettbewerbe die-

nen dem Ziel, alternative Vor-

schläge für Planungen, insbe-

sondere auf dem Gebiet der 

Raumplanung, des Städtebaus 

und des Bauwesens, auf der 

Grundlage veröffentlichter ein-

heitlicher Richtlinien zu erhal-

ten. Sie können vor oder ohne 

Vergabeverfahren ausgerichtet 

werden. In den einheitlichen 

Richtlinien wird auch die Mitwir-

kung der Architekten- und Inge-

nieurkammern an der Vorberei-

tung und bei der Durchführung 

von Planungswettbewerben ge-

regelt. Der öffentliche Auftrag-

geber prüft bei Aufgabenstellun-

gen im Hoch-, Städte- und Brü-

ckenbau sowie in der Land-

schafts- und Freiraumplanung, 

ob für diese ein Planungswett-

bewerb durchgeführt werden 

soll, und dokumentiert seine 

Entscheidung. 

(3) Die Bestimmungen dieses 

Unterabschnitts sind zusätzlich 

zu Abschnitt 5 für die Ausrich-

tung von Planungswettbewer-

ben anzuwenden. Die auf die 

Durchführung von Planungs-

wettbewerben anwendbaren 

Regeln nach Absatz 2 sind in 

der Wettbewerbsbekanntma-

chung mitzuteilen. 

 

 
 
 

Öffentliche Auftraggeber sollen 
animiert werden, verstärkt von 

diesem innovativen, qualitäts-
fördernden und für kleine und 
junge Büros chancengebenden 
Instrument Gebrauch zu ma-
chen. Die Wettbewerbsförde-

rung ist erklärtes baupolitisches 
Ziel der Bundesregierung.  

Öffentliche Auftraggeber sollen 
sich grundsätzlich zumindest 
bei Planungsaufgaben in den 

genannten Bereichen Gedan-
ken über die Ausrichtung eines 
Planungswettbewerbs machen 
und nachvollziehbar dokumen-
tieren, wie die Entscheidung 

ausgefallen ist. Bei zahlreichen 
anderen Aufgabenstellungen 
macht die Durchführung eines 
Planungswettbewerbes gleich-
wohl keinen Sinn. 

Planungswettbewerbe ohne 
Vergabeverfahren sind reine 
Ideenwettbewerbe, bei denen 
im Anschluss an den Wettbe-
werb kein Auftrag vergeben wer-

den soll. 

Die Architektenkammer steht 

frühzeitig für eine Beratung 

zur Verfügung. 

 

Die Empfehlung zur Durchfüh-
rung eines Planungswettbe-

werbs wird von der AKNW aus-
drücklich unterstützt. Vorteile 
von Planungswettbewerben 
werden auf der Webseite der 
AKNW umfangreich dargestellt. 

Für in NRW durchgeführte Pla-
nungswettbewerbe ist die RPW 
2013 anzuwenden. 

Die AKNW ist bei jedem Pla-
nungswettbewerb bereits in die 

Vorbereitung einzubinden. Der 
Wettbewerb wird bei der AKNW 
auf Einhaltung der RPW 2013 
geprüft und registriert. Eine Re-
gistriernummer, die spätestens 

in der Auslobung für alle Teil-
nehmer veröffentlicht wird, zeigt 
die berufspolitische Unbedenk-
lichkeit des Verfahrens. 

Der dargestellten Dokumentati-

onspflicht sollte im Rahmen des 
Vergabevermerks nachgekom-
men werden.  

Planungswettbewerbe werden 
über Wettbewerbsbekanntma-

chungen im EU-Amtsblatt veröf-
fentlicht. In dieser Bekanntma-
chung ist darzustellen, dass die 
Regeln der RPW 2013 ange-
wendet werden. Interessierte 

Bewerber können bei der AKNW 
nachfragen, ob der Wettbewerb 
dort bereits bekannt und freige-
geben ist, wenn die Registrier-
nummer nicht benannt wird. 
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§ 79 

Durchführung von Planungs-

wettbewerben 

(1) Mit der Ausrichtung eines 

Planungswettbewerbs sind 

Preise oder neben Preisen An-

erkennungen auszuloben, die 

der Bedeutung und Schwierig-

keit der Bauaufgabe sowie dem 

Leistungsumfang nach der je-

weils geltenden Honorarord-

nung angemessen sind. 

(2) Ausgeschlossen von Pla-

nungswettbewerben sind Perso-

nen, die infolge ihrer Beteiligung 

an der Vorbereitung oder Durch-

führung des Planungswettbe-

werbs bevorzugt sein oder Ein-

fluss auf die Entscheidung des 

Preisgerichts nehmen können. 

Das Gleiche gilt für Personen, 

die sich durch Angehörige oder 

ihnen wirtschaftlich verbundene 

Personen einen entsprechen-

den Vorteil oder Einfluss ver-

schaffen können. 

(3) Abweichend von § 72 Absatz 

1 Satz 2 muss die Mehrheit der 

Preisrichter über dieselbe oder 

eine gleichwertige Qualifikation 

verfügen, wie sie von den Teil-

nehmern verlangt wird. Auch 

muss die Mehrheit der Preisrich-

ter unabhängig vom Ausrichter 

sein. 

(4) Das Preisgericht hat in sei-

nen Entscheidungen die in der 

Wettbewerbsbekanntmachung 

als bindend bezeichneten Vor-

gaben des Ausrichters zu be-

achten. Nicht zugelassene oder 

über das geforderte Maß hin-

ausgehende Teilleistungen sind 

von der Wertung auszuschlie-

ßen. 

 

 
 

Bei Planungswettbewerben sind 
zwingend Preise und ggf. auch 
Anerkennungen auszuloben. 

Die Höhe bemisst sich aus den 
Vorgaben der RPW 2013.   
 
 
 

 

Anders als in § 6 VgV, der bei 
Interessenkonflikten einen Aus-
schluss auf Auftraggeberseite 
vorsieht, regelt Absatz 2 den 

Ausschluss von Teilnehmern 
am Planungswettbewerb.  
 
 
 

 
 
 
 
 

Der Absatz weicht von den An-
forderungen der RPW 2013 da-
hingehend ab, dass in der RPW 
2013 die Mehrheit der Fach-
preisrichter unabhängig vom 

Auslober sein muss.   
 
 
 

Die Entscheidungskriterien bzw. 

nach RPW 2013 Beurteilungs-
kriterien sind schon in der Be-
kanntmachung zu benennen. 
Die verlangten Leistungen müs-
sen in der Bekanntmachung 

noch nicht benannt werden, 
sondern erst in der Auslobung. 

 

 
 

Die Wettbewerbssumme beträgt 
für Leistungen der Anlage II 
RWP 2013 i.d.R. mindestens 

das Honorar der Vorplanung 
nach der jeweils geltenden Ho-
norarordnung für alle einbezo-
genen Fachdisziplinen. Für zu-
sätzliche Leistungen muss sie 

angemessen erhöht werden. 

Es wird empfohlen, die Vorbe-
fassheit eines Teilnehmers 
durch umfangreiche Zurverfü-
gungstellung von erarbeiteten 

Unterlagen und die Verlänge-
rung der Bearbeitungszeit aus-
zugleichen. Bei einem Teilnah-
mehindernis durch Verbindun-
gen zwischen Preisgericht und 

Teilnehmer muss im Zweifels-
fall der Teilnehmer ausge-
schlossen werden. 
 
 

Die AKNW empfiehlt eine mög-
lichst kleine Anzahl von Preis-
richtern. Empfehlungen zur Be-
setzung des Preisgerichts kön-
nen der Webseite der AKNW 

entnommen werden. 

Als gleichwertige Qualifikation 
gilt, wer alle Eintragungsvoraus-
setzungen nach BauKG NRW 
vorweisen kann, aber nicht als 

Planer eingetragen ist. In Aus-
nahmefällen können auch an-
dere Qualifikationen als gleich-
wertig anerkannt werden. 

Es wird empfohlen, die Beurtei-

lungskriterien nicht zu kleinteilig 
zu formulieren, um dem Preis-
gericht bessere Handlungsmög-
lichkeiten einzuräumen. 
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(5) Das Preisgericht hat einen 

von den Preisrichtern zu unter-

zeichnenden Bericht über die 

Rangfolge und hierin eine Beur-

teilung der von ihm ausgewähl-

ten Wettbewerbsarbeiten zu er-

stellen. Der Ausrichter informiert 

die Teilnehmer unverzüglich 

über das Ergebnis durch Ver-

sendung des Protokolls der 

Preisgerichtssitzung. Der Aus-

richter soll spätestens einen Mo-

nat nach der Entscheidung des 

Preisgerichts alle eingereichten 

Wettbewerbsarbeiten mit Na-

mensangaben der Verfasser un-

ter Auslegung des Protokolls öf-

fentlich ausstellen. Soweit ein 

Preisträger wegen mangelnder 

Teilnahmeberechtigung oder 

Verstoßes gegen Wettbewerbs-

regeln nicht berücksichtigt wer-

den kann, rücken die übrigen 

Preisträger sowie sonstige Teil-

nehmer in der Rangfolge des 

Preisgerichts nach, soweit das 

Preisgericht ausweislich seines 

Protokolls nichts anderes be-

stimmt hat. 

Absatz 5 erläutert weitere Ein-

zelheiten für die Durchführung 
eines Planungswettbewerbes 
und den Ablauf nach Abschluss 
der Preisgerichtssitzung. 

In der Praxis wird das Protokoll 

der Preisgerichtssitzung inkl. 
der Beurteilungstexte für Preise 
und Anerkennungen nach der 
Sitzung durch Protokollführung 
und Vorsitz noch einmal redi-

giert und anschließend an die 
Teilnehmer und Preisrichter so-
wie an die AKNW verschickt. 
Alle Preisträger und Anerken-
nungen werden unmittelbar 

nach Abschluss der Sitzung 
durch den Auslober angerufen, 
alle Teilnehmer erhalten am 
nächsten Tag eine Nachricht mit 
dem Ergebnis.  

Die Ausstellung kann alternativ 
auch online erfolgen. Sie sollte 
so gewählt werden, dass alle 
Teilnehmer die Chance zum Be-
such erhalten und deshalb auch 

ein Wochenende umfassen. 
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§ 80 

Aufforderung zur Verhandlung; 

Nutzung der Ergebnisse des 

Planungswettbewerbs 

(1) Soweit und sobald das Er-

gebnis des Planungswettbe-

werbs realisiert werden soll und 

beabsichtigt ist, einen oder meh-

rere der Preisträger mit den zu 

beschaffenden Planungsleistun-

gen zu beauftragen, hat der öf-

fentliche Auftraggeber in der 

Aufforderung zur Teilnahme an 

den Verhandlungen die zum 

Nachweis der Eignung erforder-

lichen Unterlagen für die gemäß 

§ 70 Absatz 2 bereits in der 

Wettbewerbsbekanntmachung 

genannten Eignungskriterien zu 

verlangen. 

(2) Gesetzliche Vorschriften, 

nach denen Teillösungen von 

Teilnehmern des Planungswett-

bewerbs, die bei der Auftragser-

teilung nicht berücksichtigt wor-

den sind, nur mit deren Erlaub-

nis genutzt werden dürfen, blei-

ben unberührt. 

 

 
 
 

Es wird klargestellt, dass der 
Auftraggeber mit der Aufforde-

rung zur Teilnahme an den Ver-
handlungen die zum Nachweis 
der Eignung erforderlichen Un-
terlagen fordern muss. Die Eig-
nungskriterien sind allerdings 

bereits vollständig in der Wett-
bewerbsbekanntmachung zu 
benennen. Vor Eintritt in die Ver-
handlungen hat der Auftragge-
ber die Eignung der Bieter zu 

prüfen.  

 

 
 
 

In der Praxis ermöglicht diese 
spätere Eignungsprüfung zum 

Verhandlungsverfahren die 
Trennung zwischen Auswahl- 
und Eignungskriterien. Zum 
Wettbewerb können nieder-
schwelligere Auswahlkriterien 

vorgesehen werden (z.B. nur 
Nachweis Berufszulassung), 
welche kleinen Büroorganisatio-
nen und Berufsanfängern die 
Teilnahme ermöglichen. Zur Er-

füllung der Eignungskriterien 
können die Preisträger dann 
ggf. Eignungsleihe in Anspruch 
nehmen. 
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§ 42 

Auswahl geeigneter Unterneh-

men; Ausschluss von Bewer-

bern und Bietern 

(1) Der öffentliche Auftraggeber 

überprüft die Eignung der Be-

werber oder Bieter anhand der 

nach § 122 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen 

festgelegten Eignungskriterien 

und das Nichtvorliegen von Aus-

schlussgründen nach den §§ 

123 und 124 des Gesetzes ge-

gen Wettbewerbsbeschränkun-

gen sowie gegebenenfalls Maß-

nahmen des Bewerbers oder 

Bieters zur Selbstreinigung 

nach § 125 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen 

und schließt gegebenenfalls Be-

werber oder Bieter vom Verga-

beverfahren aus. 

(2) Im […] Verhandlungsverfah-

ren mit Teilnahmewettbewerb 

[…] fordert der öffentliche Auf-

traggeber nur solche Bewerber 

zur Abgabe eines Angebotes 

auf, die ihre Eignung nachge-

wiesen haben und nicht ausge-

schlossen worden sind. § 51 

bleibt unberührt. 

[…] 

 

 
 
 

Öffentliche Auftraggeber sind 
verpflichtet, nicht nur zu prüfen, 
ob das Angebot die festgelegten 
Anforderungen und Bedingun-
gen erfüllt, sondern auch die Be-

werber auf ihre Eignung sowie 
auf das Nichtvorliegen von Aus-
schlussgründen zu überprüfen.  
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 

Grundsätzlich ist zuerst die Eig-
nung der Bewerber oder Bieter 

zu prüfen – vor der Prüfung der 
Angebote. Daher sind bei den 
zweistufigen Verfahrensarten 
nur solche Bewerber zur Ab-
gabe eines Angebotes aufzufor-

dern, die nicht ausgeschlossen 
worden sind und die ihre Eig-
nung nachgewiesen haben. 

 

 
 
 

In der Regel können alle Eig-
nungsnachweise über Eigener-
klärungen ausreichend abgebil-
det werden. Lediglich die Kam-
merbescheinigungen sind als 

Nachweise einzureichen. Insbe-
sondere auf Referenzschreiben 
von Auftraggebern sollte ver-
zichtet werden.  
 

In der Regel werden Bewer-
bungsunterlagen in Textform 
gefordert. Eine Unterschrift auf 
den Unterlagen ist sodann nicht 
mehr erforderlich, es sollte nur 

die Person benannt werden, die 
die Unterlagen ausgefüllt hat.  
 

Bei Planungswettbewerben ist 
es möglich, zunächst die Teil-

nehmer auszulosen und an-
schließend die ausgelosten Be-
werbungen zu prüfen, um bei 
sehr hohen Bewerberzahlen 
den Aufwand zu reduzieren. Es 

sollten dann ausreichend (ca. 
10) Nachrücker ausgelost wer-
den. Eine Verzerrung von Teil-
nahmechancen liegt rechne-
risch ausdrücklich nicht vor. 
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§ 43 

Rechtsform von Unternehmen 

und Bietergemeinschaften 

(1) Bewerber oder Bieter, die 

gemäß den Rechtsvorschriften 

des Staates, in dem sie nieder-

gelassen sind, zur Erbringung 

der betreffenden Leistung be-

rechtigt sind, dürfen nicht allein 

deshalb zurückgewiesen wer-

den, weil sie gemäß den deut-

schen Rechtsvorschriften eine 

natürliche oder juristische Per-

son sein müssten. Juristische 

Personen können jedoch bei 

Dienstleistungsaufträgen sowie 

bei Lieferaufträgen, die zusätz-

lich Dienstleistungen umfassen, 

verpflichtet werden, in ihrem An-

trag auf Teilnahme oder in ihrem 

Angebot die Namen und die be-

rufliche Befähigung der Perso-

nen anzugeben, die für die Er-

bringung der Leistung als ver-

antwortlich vorgesehen sind. 

(2) Bewerber- und Bieterge-

meinschaften sind wie Einzelbe-

werber und -bieter zu behan-

deln. Der öffentliche Auftragge-

ber darf nicht verlangen, dass 

Gruppen von Unternehmen eine 

bestimmte Rechtsform haben 

müssen, um einen Antrag auf 

Teilnahme zu stellen oder ein 

Angebot abzugeben. Sofern er-

forderlich kann der öffentliche 

Auftraggeber in den Vergabeun-

terlagen Bedingungen festle-

gen, wie Gruppen von Unter-

nehmen die Eignungskriterien 

zu erfüllen und den Auftrag aus-

zuführen haben; solche Bedin-

gungen müssen durch sachliche 

Gründe gerechtfertigt und ange-

messen sein.

 

 

 

 

 

 
 

Es wird empfohlen, bei Wettbe-
werben generell nur „Bewerber-
gemeinschaften“ zu fordern. Es 

bleibt damit offen, ob es sich um 
Auftragnehmer mit Nachunter-
nehmern oder Arbeitsgemein-
schaften handelt. Auch können 
so nach dem Planungswettbe-

werb getrennte Verträge für die 
verschiedenen Disziplinen ab-
geschlossen werden. 

Bei Arbeitsgemeinschaften liegt 
eine gesamtschuldnerische Haf-

tung ggf. unnötig schwer beim 
Partner der kleineren Disziplin 
(z.B. Landschaftsarchitekt). Ge-
trennte Verträge scheinen daher 
für die jeweilige Planer vorteil-

hafter, sodass jeder Planer für 
seinen Leistungsbereich haftet. 
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(3) Unbeschadet des Absatzes 

2 kann der öffentliche Auftrag-

geber verlangen, dass eine Bie-

tergemeinschaft nach Zu-

schlagserteilung eine bestimmte 

Rechtsform annimmt, soweit 

dies für die ordnungsgemäße 

Durchführung des Auftrags er-

forderlich ist. 

§ 44 

Befähigung und Erlaubnis zur 

Berufsausübung 

(1) Der öffentliche Auftraggeber 

kann verlangen, dass Bewerber 

oder Bieter je nach den Rechts-

vorschriften des Staates, in dem 

sie niedergelassen sind, entwe-

der die Eintragung in einem Be-

rufs- oder Handelsregister die-

ses Staates nachweisen oder 

auf andere Weise die erlaubte 

Berufsausübung nachweisen. 

Für die Mitgliedstaaten der Eu-

ropäischen Union sind die jewei-

ligen Berufs- oder Handelsregis-

ter und die Bescheinigungen 

oder Erklärungen über die Be-

rufsausübung in Anhang XI der 

Richtlinie 2014/24/EU des Euro-

päischen Parlaments und des 

Rates vom 26. Februar 2014 

über die öffentliche Auftrags-

vergabe und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 

vom 28.3.2014, S. 65) aufge-

führt. 

(2) Bei der Vergabe öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge kann 

der öffentliche Auftraggeber 

dann, wenn Bewerber oder Bie-

ter eine bestimmte Berechti-

gung besitzen oder Mitglied ei-

ner bestimmten Organisation 

sein müssen, um die betref-

fende Dienstleistung in ihrem 

Herkunftsstaat erbringen zu 

können, von den Bewerbern 

oder Bietern verlangen, ihre Be-

rechtigung oder Mitgliedschaft 

nachzuweisen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der öffentliche Auftraggeber 
darf nicht inhaltlich nachprüfen, 
ob der Bieter oder Bewerber die 
in seinem Niederlassungsstaat 

geltenden Rechtsvorschriften 
für die erlaubte Ausübung eines 
Berufs oder für die Erbringung 
einer bestimmten Dienstleistung 
erfüllt. Sofern ein Bieter oder 

Bewerber die Nachweise bei-
bringt, die der öffentliche Auf-
traggeber gemäß § 44 verlan-
gen kann, gilt seine Befähigung 
und Erlaubnis zur Berufsaus-

übung als gegeben. Welche 
Nachweise der erlaubten Be-
rufsausübung der öffentliche 
Auftraggeber verlangen kann, 
hängt von den Rechtsvorschrif-

ten desjenigen Staates ab, in 
dem der Bewerber oder Bieter 
niedergelassen ist. 

 

 
 
 
 
 

 
 
 

 

 

 

Einzelunternehmer und Perso-
nengesellschaften müssen sich 
nicht im Handelsregistrer eintra-
gen, sodass kleine Büroorgani-

sationen dort ggf. nicht vertreten 
sind. Die Zulassung zur Berufs-
ausübung wird bei Mitgliedern 
der Architektenkammern über 
die Kammermitgliedschaft nach-

gewiesen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Bei Mitgliedern der Architekten-
kammern ist dies in der Regel 
die Mitgliedsbescheinigung 
(Kammerurkunde). Kopien der 
Bescheinigung reichen aus, da 

eine Nachprüfung online bei den 
Kammern möglich ist. Für die 
Dienstleistung verantwortlich ist 
in der Regel der Büroinhaber, 
bei größeren Büros ggf. auch 

der Abteilungsleiter o.ä. 
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§ 45 

Wirtschaftliche und finanzielle 

Leistungsfähigkeit 

(1) Der öffentliche Auftraggeber 

kann im Hinblick auf die wirt-

schaftliche und finanzielle Leis-

tungsfähigkeit der Bewerber 

oder Bieter Anforderungen stel-

len, die sicherstellen, dass die 

Bewerber oder Bieter über die 

erforderlichen wirtschaftlichen 

und finanziellen Kapazitäten für 

die Ausführung des Auftrags 

verfügen. Zu diesem Zweck 

kann er insbesondere Folgen-

des verlangen:  

 

 

 

 

1. einen bestimmten Mindest-

jahresumsatz, einschließ-

lich eines bestimmten Min-

destjahresumsatzes in dem 

Tätigkeitsbereich des Auf-

trags, 

 

2. Informationen über die Bi-

lanzen der Bewerber oder 

Bieter; dabei kann das in 

den Bilanzen angegebene 

Verhältnis zwischen Ver-

mögen und Verbindlichkei-

ten dann berücksichtigt 

werden, wenn der öffentli-

che Auftraggeber transpa-

rente, objektive und nicht-

diskriminierende Methoden 

und Kriterien für die Be-

rücksichtigung anwendet 

und die Methoden und Kri-

terien in den Vergabeunter-

lagen angibt, oder 

3. eine Berufs- oder Betriebs-

haftpflichtversicherung in 

bestimmter geeigneter 

Höhe. 

 

 

 

Es handelt sich bei den aufge-
führten Anforderungen um eine 
nicht abschließende, beispiel-

hafte Auflistung möglicher An-
forderungen, die der öffentliche 
Auftraggeber einzeln oder auch 
kumulativ verlangen kann. 
Ebenso wie bei den anderen 

beiden Eignungskategorien ist 
es auch im Hinblick auf die wirt-
schaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit dem öffentlichen 
Auftraggeber freigestellt, ob er 

überhaupt bestimmte Eignungs-
kriterien festlegt und, wenn ja, 
welches Anforderungsniveau er 
dabei für erforderlich hält.  

Dies kann der allgemeine Um-

satz des Büros sein sowie der 
Umsatzanteil für den zu verge-
benden Aufgabenbereich. Dazu 
gehören alle Planungsleistun-
gen der jeweiligen Fachrich-

tung.

 

 
 

 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

Der „Tätigkeitsbereich des Auf-

trags“ sind Leistungen der Ob-
jektplanung „Gebäude und In-
nenräume“, der „Objektplanung 
Freianlagen“ oder andere Leis-
tungsbilder der HOAI etc.  

 

Bei Architekturleistungen ist die 
Abfrage i.d.R. nicht möglich, da 
die meisten Architekten nicht bi-
lanzierungspflichtig sind.  

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

Eigenerklärung ggf. inkl. Anpas-
sung im Auftragsfall ist ausrei-
chend. Der Nachweis reicht zur 

Vorlage bei Auftragsbeginn. 
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(2) Sofern ein Mindestjahresum-

satz verlangt wird, darf dieser 

das Zweifache des geschätzten 

Auftragswerts nur überschrei-

ten, wenn aufgrund der Art des 

Auftragsgegenstands spezielle 

Risiken bestehen. Der öffentli-

che Auftraggeber hat eine sol-

che Anforderung in den Verga-

beunterlagen oder im Vergabe-

vermerk hinreichend zu begrün-

den. 

(3) Ist ein öffentlicher Auftrag in 

Lose unterteilt, finden die Ab-

sätze 1 und 2 auf jedes einzelne 

Los Anwendung. Der öffentliche 

Auftraggeber kann jedoch für 

den Fall, dass der erfolgreiche 

Bieter den Zuschlag für mehrere 

gleichzeitig auszuführende Lose 

erhält, einen Mindestjahresum-

satz verlangen, der sich auf 

diese Gruppe von Losen be-

zieht. 

(4) Als Beleg der erforderlichen 

wirtschaftlichen und finanziellen 

Leistungsfähigkeit des Bewer-

bers oder Bieters kann der öf-

fentliche Auftraggeber in der Re-

gel die Vorlage einer oder meh-

rerer der folgenden Unterlagen 

verlangen: 

1. entsprechende Bankerklä-

rungen, 

2. Nachweis einer entspre-

chenden Berufs- oder Be-

triebshaftpflichtversiche-

rung, 

3. Jahresabschlüsse oder 

Auszüge von Jahresab-

schlüssen, falls deren Ver-

öffentlichung in dem Land, 

in dem der Bewerber oder 

Bieter niedergelassen ist, 

gesetzlich vorgeschrieben 

ist, 

Die §§ 44 bis 46 bestimmen den 

Rahmen und die Obergrenze 
der zulässigen Eignungskrite-
rien, aber keinen Mindestum-
fang. Der öffentliche Auftragge-
ber kann je nach Art und Um-

fang der zu beschaffenden Leis-
tung die im Einzelfall erforderli-
chen Eignungskriterien festle-
gen, wobei er gleichzeitig zu be-
rücksichtigen hat, dass unnötig 

hohe Anforderungen eine Teil-
nahme potentieller Bewerber 
oder Bieter am Vergabeverfah-
ren verhindern könnten. 

 

 
 
 
 
 

 
 
 

Absatz 4 listet diejenigen Belege 
auf, die der öffentliche Auftrag-

geber verlangen und mit denen 
der Bewerber oder Bieter seine 
wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit belegen 
kann. Auch hierbei handelt es 

sich um eine beispielhafte, nicht 
abschließende Auflistung.  

Bei i.d.R. in mehreren Jahren 

abgearbeiteten Architektenleis-
tungen ist der Umsatz pro Jahr 
als Grundlage für die Anforde-
rung zu berücksichtigen. 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 

Die Nachweise sollten aus-
schließlich als Eigenerklärun-

gen, am besten in Form von vor-
gefertigten Bewerbungsform-
blättern, die der Bieter nur noch 
ausfüllen muss, gefordert wer-
den. 

 



 

17 
Stand: 15.02.2024 

Was steht in §§ 45-46 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

4. eine Erklärung über den 

Gesamtumsatz und gege-

benenfalls den Umsatz in 

dem Tätigkeitsbereich des 

Auftrags; eine solche Erklä-

rung kann höchstens für 

die letzten drei Geschäfts-

jahre verlangt werden und 

nur, sofern entsprechende 

Angaben verfügbar sind. 

(5) Kann ein Bewerber oder Bie-

ter aus einem berechtigten 

Grund die geforderten Unterla-

gen nicht beibringen, so kann er 

seine wirtschaftliche und finan-

zielle Leistungsfähigkeit durch 

Vorlage anderer, vom öffentli-

chen Auftraggeber als geeignet 

angesehener Unterlagen bele-

gen. 

§ 46 

Technische und berufliche Leis-

tungsfähigkeit 

(1) Der öffentliche Auftraggeber 

kann im Hinblick auf die techni-

sche und berufliche Leistungs-

fähigkeit der Bewerber […] An-

forderungen stellen, die sicher-

stellen, dass die Bewerber […] 

über die erforderlichen perso-

nellen und technischen Mittel 

sowie ausreichende Erfahrun-

gen verfügen, um den Auftrag in 

angemessener Qualität ausfüh-

ren zu können. Bei […] Dienst-

leistungsaufträgen darf die be-

rufliche Leistungsfähigkeit der 

Unternehmen auch anhand ih-

rer Fachkunde, Effizienz, Erfah-

rung und Verlässlichkeit beur-

teilt werden.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gemäß Absatz 5 kann auch je-

der andere Beleg ausreichen, 
sofern der öffentliche Auftragge-
ber ihn für geeignet erachtet, 
wenn der Bewerber oder Bieter 
aus einem berechtigten Grund 

(z.B. wenn es sich um ein ge-
rade erst neu gegründetes Un-
ternehmen handelt), die gefor-
derten Unterlagen nicht beibrin-
gen kann. 

 

 

Die technische und berufliche 
Leistungsfähigkeit der Bewerber 
oder Bieter darf gemäß Absatz 1 

Satz 2 bei Lieferaufträgen nur 
dann (auch) anhand der Fach-
kunde, Effizienz, Erfahrung und 
Verlässlichkeit der Bewerber 
oder Bieter beurteilt werden, 

wenn für die Lieferaufträge Ver-
lege- oder Installationsarbeiten 
erforderlich sind. Bei Dienstleis-
tungsaufträgen dagegen han-
delt es sich bei diesen Gesichts-

punkten immer um zulässige 
Anforderungen des öffentlichen 
Auftraggebers an die Eignung. 

Es sollte darauf geachtet wer-

den, dass ein Geschäftsjahr 
i.d.R. nicht einem Kalenderjahr 
entspricht. Es sollte daher zuge-
lassen werden, dass die drei 
letzten abgeschlossenen Ge-

schäftsjahre dargestellt werden.  
 
 
 

Junge Büroorganisationen sol-

len in allen Vergabeverfahren 
angemessen beteiligt werden, 
weshalb dieser Absatz generell 
zu beachten ist.  
 

 
 
 
 
 

 

 

Die technische und berufliche 
Leistungsfähigkeit zielt auf die 
generelle, auftragsbezogene 

Leistungsfähigkeit des Unter-
nehmens ab, nicht auf einzelne 
Personen, die den Auftrag er-
bringen werden (siehe Zu-
schlagskriterien). Die Forderung 

von nicht auftragsbezogenen 
Kriterien (z.B. Nachhaltigkeit der 
Dienstwagen des Gesamtunter-
nehmens) ist nicht möglich. 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber 

kann die berufliche Leistungsfä-

higkeit eines Bewerbers […] ver-

neinen, wenn er festgestellt hat, 

dass dieser Interessen hat, die 

mit der Ausführung des öffentli-

chen Auftrags im Widerspruch 

stehen und sie nachteilig beein-

flussen könnten. 

(3) Als Beleg der erforderlichen 

technischen und beruflichen 

Leistungsfähigkeit des Bewer-

bers […] kann der öffentliche 

Auftraggeber je nach Art, Ver-

wendungszweck und Menge 

oder Umfang der zu erbringen-

den Liefer- oder Dienstleistun-

gen ausschließlich die Vorlage 

von einer oder mehreren der fol-

genden Unterlagen verlangen: 

1. geeignete Referenzen über 

früher ausgeführte […] 

Dienstleistungsaufträge in 

Form einer Liste der in den 

letzten höchstens drei Jah-

ren erbrachten wesentli-

chen […] Dienstleistungen 

mit Angabe des Werts, des 

[…] Erbringungszeitpunkts 

sowie des öffentlichen oder 

privaten Empfängers; so-

weit erforderlich, um einen 

ausreichenden Wettbewerb 

sicherzustellen, kann der öf-

fentliche Auftraggeber da-

rauf hinweisen, dass er 

auch einschlägige […] 

Dienstleistungen berück-

sichtigen wird, die mehr als 

drei Jahre zurückliegen, 

Absatz 3 trifft eine abschlie-

ßende Regelung der zulässigen 
Nachweise. Weder darf ein öf-
fentlicher Auftraggeber von den 
Bewerbern […] als Nachweis für 
ihre technische und berufliche 

Leistungsfähigkeit andere 
Nachweise als die in § 46 Ab-
satz 3 aufgelisteten Nachweise 
verlangen (beispielsweise eine 
Arbeitsprobe), noch kann ein 

Bewerber […] seine technische 
und berufliche Leistungsfähig-
keit durch andere Nachweise 
belegen. 

 

 
 
 
 

Für Planungsleistungen sind 

insbesondere Referenzen zum 
Nachweis der technischen Leis-
tungsfähigkeit geeignet. Im Be-
reich der Planungsleistungen 
von Architekten und Ingenieu-

ren ist die Retrospektive auf drei 
Jahre häufig zu kurz für aussa-
gekräftige Referenzen. Bei der 
Vergabe solcher Leistungen 
bietet sich die Einräumung eines 

längeren Zeitraums, aus dem 
die Referenzprojekte regelmä-
ßig stammen dürfen, an. Bau-
projekte und ihre Planung haben 
eine längere Laufzeit, was dazu 

führt, dass mögliche Referenz-
projekte in den letzten drei Jah-
ren noch nicht abgeschlossen 
sind. Es kann sowohl für den 
Auftraggeber als auch für die 

anbietenden Unternehmen da-
her von Vorteil sein und der Si-
cherstellung des Wettbewerbs 
dienen, wenn die Unternehmen 
interessante Projekte aus einer 

längeren Periode in die Wertung 
geben dürfen. 

Die Nachweise sollten so wenig 

umfangreich wie möglich gehal-
ten werden, um wenig Aufwand 
für die Bewerber bei der Zusam-
menstellung und für die Verga-
bestellen bei der Prüfung zu er-

zeugen. 

Es wird generell empfohlen, mit 
Mindestanforderungen zu arbei-
ten, die auch kleinen Büroorga-
nisationen und Berufsanfängern 

die Möglichkeit zur Teilnahme 
offenlassen. Alle Büros, die die 
Mindestanforderungen erfüllen, 
erscheinen als generell geeig-
net. Unter diesen Büros erfolgt 

die Auswahl mittels Losent-
scheid (vgl. § 75 (6) VgV).  
 
 

Folgende Anforderungen an Re-

ferenzen erscheinen sinnvoll: 

- Referenz vergleichbarer 
Größe: max. Hälfte der zu 
planenden BGF. Der Ver-
gleich mit Baukosten wird 

nicht empfohlen, da nicht 
besonders teure Bauvorha-
ben besser abschneiden 
sollten und sich Baukosten 
aufgrund der Kostensteige-

rung schlechter verglei-
chen lassen. 

- Referenz vergleichbarer 
Komplexität: Forderung der 
gleichen Honorarzone. Die 

Forderung einer bestimm-
ten Nutzungsart ist i.d.R. 
nicht zulässig (vgl. § 75 (5) 
VgV). 

Es sollten zwei getrennte Refe-

renzen zur Erfüllung der o.g. An-
forderungen zugelassen wer-
den. Der Referenzzeitraum 
sollte auf 10 Jahre ausgeweitet 
werden.
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2. […] 

3. Beschreibung der techni-

schen Ausrüstung, der 

Maßnahmen zur Qualitäts-

sicherung und der Untersu-

chungs- und Forschungs-

möglichkeiten des Unter-

nehmens, 

4. […] 

5. […] 

6. Studien- und Ausbildungs-

nachweise sowie Bescheini-

gungen über die Erlaubnis 

zur Berufsausübung für die 

Inhaberin, den Inhaber oder 

die Führungskräfte des Un-

ternehmens, sofern diese 

Nachweise nicht als Zu-

schlagskriterium bewertet 

werden, 

7. Angabe der Umweltma-

nagementmaßnahmen, die 

das Unternehmen während 

der Auftragsausführung an-

wendet, 

8. Erklärung, aus der die 

durchschnittliche jährliche 

Beschäftigtenzahl des Un-

ternehmens und die Zahl 

seiner Führungskräfte in 

den letzten drei Jahren er-

sichtlich ist, 

9. Erklärung, aus der ersicht-

lich ist, über welche Aus-

stattung, welche Geräte und 

welche technische Ausrüs-

tung das Unternehmen für 

die Ausführung des Auf-

trags verfügt, 

10. Angabe, welche Teile des 

Auftrags das Unternehmen 

unter Umständen als Unter-

aufträge zu vergeben beab-

sichtigt, 

11. […] 

 

Es sind auch interne QM-Sys-
teme gemeint, nicht nur Zertifi-
zierung nach DIN ISO 9001.  
 
 

 
 

 

 

Bei Mitgliedern der AKNW kann 

dies durch Mitgliedsurkunde 
oder Mitgliedsbescheinigung er-
folgen. 
 
 

 
 
 
 

 

 
 
 
 

Es soll eine personelle Entwick-

lungstendenz des Bewerbers 
ablesbar sein.  
 
 
 

 

 
 
 
 

 
 
 

Ggf. Angaben, welche Leis-
tungsteile (z.B. Landschafts-, In-

nenarchitektur) oder welche  
Leistungsphasen nach HOAI 
untervergeben werden sollen.

 

Angabe konkreter Maßnahmen 
wie z.B. formalisiertes Berichts-
wesen oder Checklisten. Fortbil-
dungen ergeben sich aus der 
Mitgliedschaft in der AKNW und 

die Pflichtfortbildung aller Mit-
glieder. 

 

 

Kopien sind hier ausreichend. 

Die Anforderung deckt sich bei 
Architektenleistungen mit den 
Anforderungen aus § 44.  
 
 

 
 
 
 

Maßnahmen zum Umweltma-

nagement (z.B. Nachhaltigkeit) 
sollten konkret für den Auftrag 
als Zuschlagskriterium berück-
sichtigt werden.  

Die Angabe von Jahresmittel-

werten ist ausreichend. Na-
mensangaben sind nicht erfor-
derlich.  
 
 

 

Bei Architektenleistungen sind 
Angaben i.d.R. entbehrlich, da 
insbesondere EDV-Systeme 
mittlerweile zum Standard der 

Büroausstattung gehören.  
 
 

Die Angabe des Wertes der Un-
tervergaben ist nicht nötig, da 

dieser zum Zeitpunkt der Bewer-
bung i.d.R. nicht hinreichend ge-
nau ermittelbar ist. 



 

20 
Stand: 15.02.2024 

Was steht in § 47 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

§ 47 

Eignungsleihe 

(1) Ein Bewerber […] kann für 

einen bestimmten öffentlichen 

Auftrag im Hinblick auf die erfor-

derliche wirtschaftliche und fi-

nanzielle sowie die technische 

und berufliche Leistungsfähig-

keit die Kapazitäten anderer Un-

ternehmen in Anspruch neh-

men, wenn er nachweist, dass 

ihm die für den Auftrag erforder-

lichen Mittel tatsächlich zur Ver-

fügung stehen werden, indem er 

beispielsweise eine entspre-

chende Verpflichtungserklärung 

dieser Unternehmen vorlegt. 

Diese Möglichkeit besteht unab-

hängig von der Rechtsnatur der 

zwischen dem Bewerber […] 

und den anderen Unternehmen 

bestehenden Verbindungen.  

Ein Bewerber […] kann jedoch 

im Hinblick auf Nachweise für 

die erforderliche berufliche Leis-

tungsfähigkeit wie Ausbildungs- 

und Befähigungsnachweise 

nach § 46 Absatz 3 Nummer 6 

oder die einschlägige berufliche 

Erfahrung die Kapazitäten an-

derer Unternehmen nur dann in 

Anspruch nehmen, wenn diese 

die Leistung erbringen, für die 

diese Kapazitäten benötigt wer-

den. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber 

überprüft im Rahmen der Eig-

nungsprüfung, ob die Unterneh-

men, deren Kapazitäten der Be-

werber […] für die Erfüllung be-

stimmter Eignungskriterien in 

Anspruch nehmen will, die ent-

sprechenden Eignungskriterien 

erfüllen und ob Ausschluss-

gründe vorliegen.  

[…]  

 

 

Die Möglichkeit der Eignungs-
leihe besteht für den Bewerber 
oder Bieter nur hinsichtlich der 
erforderlichen wirtschaftlichen 

und finanziellen Leistungsfähig-
keit sowie der technischen und 
beruflichen Leistungsfähigkeit. 
Die Eignungsleihe ist von der 
Unterauftragsvergabe nach § 36 

zu unterscheiden. Während im 
Rahmen der Vergabe von Un-
teraufträgen ein Teil des Auf-
trags durch den Bewerber auf 
eine dritte Person übertragen 

wird, die dann diesen Teil aus-
führt, beruft sich bei der Eig-
nungsleihe der Bewerber für die 
Eignungsprüfung auf die Kapa-
zitäten eines Dritten, ohne dass 

er zwingend zugleich diesen mit 
der Ausführung eines Teils des 
Auftrags beauftragen muss. 

Im Hinblick auf den Nachweis 
der beruflichen Befähigung ist 

die Eignungsleihe nur unter Ein-
schränkungen zulässig.  
 
 
 

 
 
 
 

Wenn der Dritte, dessen Kapa-

zitäten der Bewerber zum Nach-
weis seiner eigenen Eignung in 
Anspruch nehmen will ein Eig-
nungskriterium nicht erfüllt oder 
bei dem Dritten ein zwingender 

Ausschlussgrund vorliegt, muss 
der öffentliche Auftraggeber for-
dern, dass der Bewerber den 
Dritten ersetzt und kann ihm da-
für eine Frist setzen. 

 

 

Es reicht eine schriftliche Ver-
pflichtungserklärung des ge-
nannten Büros, dass es die Auf-
gaben übernehmen wird.  

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 

Das bedeutet in der Praxis, dass 
z.B. die Eignungsleihe bei ei-
nem nicht im Büro des Bewer-
bers ansässigen Landschaftsar-

chitekten dessen Leistungser-
bringung für die Aufgabenberei-
che der Freianlagenplanung vo-
raussetzt. Dagegen ist es bei 
Eignungsleihe von z.B. Referen-

zen aus dem eigenen Tätigkeits-
bereich des Büro des Bewer-
bers möglich, dass er dennoch 
alle Leistungen selbst erbringt 
und die Eignung nur geliehen 

hat, um die Mindestanforderun-
gen zu erfüllen. 
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Der öffentliche Auftraggeber 

schreibt vor, dass der Bewerber 

[…] ein Unternehmen, das das 

entsprechende Eignungskrite-

rium nicht erfüllt oder bei dem 

zwingende Ausschlussgründe 

nach § 123 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen 

vorliegen, ersetzen muss. Er 

kann vorschreiben, dass der Be-

werber […] auch ein Unterneh-

men, bei dem fakultative Aus-

schlussgründe nach § 124 des 

Gesetzes gegen Wettbewerbs-

beschränkungen vorliegen, er-

setzen muss. Der öffentliche 

Auftraggeber kann dem Bewer-

ber […] dafür eine Frist setzen. 

(3) Nimmt ein Bewerber […] die 

Kapazitäten eines anderen Un-

ternehmens im Hinblick auf die 

erforderliche wirtschaftliche und 

finanzielle Leistungsfähigkeit in 

Anspruch, so kann der öffentli-

che Auftraggeber eine gemein-

same Haftung des Bewerbers 

[…] und des anderen Unterneh-

mens für die Auftragsausfüh-

rung entsprechend dem Umfang 

der Eignungsleihe verlangen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten 

auch für Bewerber- oder Bieter-

gemeinschaften. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber 

kann vorschreiben, dass be-

stimmte kritische Aufgaben bei 

Dienstleistungsaufträgen […] di-

rekt vom Bieter selbst oder im 

Fall einer Bietergemeinschaft 

von einem Teilnehmer der Bie-

tergemeinschaft ausgeführt 

werden müssen. 

Wenn der Bewerber der Auffor-

derung nicht oder nicht fristge-
mäß nachkommt, hat er seine 
Eignung nicht nachgewiesen. 
Der öffentliche Auftraggeber ist 
nicht verpflichtet, nach dem Er-

setzen eines Dritten auch das 
Ersetzen des neu in Anspruch 
genommenen Dritten zu verlan-
gen, wenn auch bei diesem ein 
Grund dafür vorliegt. 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

Bei der Forderung einer gemein-
samen Haftung ist generell da-
rauf zu achten, dass Haftungen 

den Leistungsbildern angemes-
sen zugeordnet werden. So 
scheint es i.d.R. nicht sinnvoll, 
dass der Landschaftsarchitekt 
für die Leistungen des Architek-

ten mithaftet. Unverhältnismä-
ßig hohe Haftpflichtversicherun-
gen sollten vermieden werden. 
Anhaltswerte liefert z.B. die 
RBBau des Bundes. 
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§ 48 

Beleg der Eignung und des 

Nichtvorliegens von Aus-

schlussgründen 

(1) In der Auftragsbekanntma-

chung […] ist neben den Eig-

nungskriterien ferner anzuge-

ben, mit welchen Unterlagen 

(Eigenerklärungen, Angaben, 

Bescheinigungen und sonstige 

Nachweise) Bewerber […] ihre 

Eignung gemäß den §§ 43 bis 

47 und das Nichtvorliegen von 

Ausschlussgründen zu belegen 

haben. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber 

fordert grundsätzlich die Vor-

lage von Eigenerklärungen an. 

Wenn der öffentliche Auftragge-

ber Bescheinigungen und sons-

tige Nachweise anfordert, ver-

langt er in der Regel solche, die 

vom Online-Dokumentenarchiv 

e-Certis abgedeckt sind. 

(3) Als vorläufigen Beleg der 

Eignung und des Nichtvorlie-

gens von Ausschlussgründen 

akzeptiert der öffentliche Auf-

traggeber die Vorlage einer Ein-

heitlichen Europäischen Eigen-

erklärung nach § 50. 

[…] 

§ 49 

Beleg der Einhaltung von Nor-

men der Qualitätssicherung und 

des Umweltmanagements 

[…] 

§ 50 

Einheitliche Europäische Eigen-

erklärung 

[…] 

 

 
 
 

Absatz 1 regelt in Ergänzung zu 
§ 122 Absatz 4 GWB, dass in 

der Auftragsbekanntmachung 
neben den Eignungskriterien 
selbst auch anzugeben ist, mit 
welchen Unterlagen die Eig-
nung zu belegen ist.  

 
 
 
 

Dadurch sollen unnötige büro-

kratische Lasten für Bewerber– 
insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen – vermie-
den und die Vergabeverfahren 
vereinfacht und beschleunigt 

werden. Grundsätzlich sollten 
die Anforderungen an die Eig-
nungsnachweise in einem ange-
messenen Verhältnis zum Auf-
tragsgegenstand stehen.

 

 
 
 

Die Auftragsbekanntmachung 
(oder Wettbewerbsbekanntma-

chung) sollte eine unmissver-
ständliche Auflistung enthalten, 
welche Unterlagen durch den 
Bewerber eingereicht werden 
müssen. Es wird empfohlen, 

eine Checkliste zum Bewer-
bungsformular beizulegen, um 
das Nachforderungspotential zu 
verringern. 

Bei der Vergabe von Planungs-

leistungen sind Eigenerklärun-
gen i.d.R. ausreichend. Ledig-
lich die Kammerbescheinigung 
kann als Kopie gefordert wer-
den. Es wird empfohlen, ein ein-

heitliches Bewerbungsformblatt 
anzubieten, dass alle Anlagen 
klar auflistet und von allen Be-
werbern ausgefüllt werden 
muss. 

Die Einheitliche Europäische Ei-
generklärung (EEE) ist in der 
Praxis kaum relevant, muss 
aber dennoch bei Vorlegen an-
erkannt werden.  

 

 

Die nachfolgenden §§ 49-50 
sind in der Praxis für die 
Vergabe von Planungsleistun-

gen nicht relevant und werden 
deshalb nicht weiter erläutert. 
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Was steht in § 51 VgV? Erläuterung Empfehlung der AKNW 

 

§ 51 

Begrenzung der Anzahl der Be-

werber 

(1) Bei allen Verfahrensarten mit 

Ausnahme des offenen Verfah-

rens kann der öffentliche Auf-

traggeber die Zahl der geeigne-

ten Bewerber, die zur Abgabe 

eines Angebots aufgefordert 

[…] werden, begrenzen, sofern 

genügend geeignete Bewerber 

zur Verfügung stehen. Dazu gibt 

der öffentliche Auftraggeber in 

der Auftragsbekanntmachung 

[…] die von ihm vorgesehenen 

objektiven und nichtdiskriminie-

renden Eignungskriterien für die 

Begrenzung der Zahl, die vorge-

sehene Mindestzahl und gege-

benenfalls auch die Höchstzahl 

der einzuladenden Bewerber 

an. 

(2) Die vom öffentlichen Auftrag-

geber vorgesehene Mindestzahl 

der einzuladenden Bewerber 

darf nicht niedriger als drei sein 

[…]. In jedem Fall muss die vor-

gesehene Mindestzahl ausrei-

chend hoch sein, dass der Wett-

bewerb gewährleistet ist. 

(3) Sofern geeignete Bewerber 

in ausreichender Zahl zur Verfü-

gung stehen, lädt der öffentliche 

Auftraggeber eine Anzahl von 

geeigneten Bewerbern ein, die 

nicht niedriger als die festge-

legte Mindestzahl an Bewerbern 

ist. Sofern die Zahl geeigneter 

Bewerber unter der Mindestzahl 

liegt, kann der öffentliche Auf-

traggeber das Vergabeverfah-

ren fortführen, indem er den 

oder die Bewerber einlädt, die 

über die geforderte Eignung ver-

fügen. Andere Unternehmen, 

die sich nicht um die Teilnahme 

beworben haben, oder 

Bewerber, die nicht über die ge-

forderte Eignung verfügen, dür-

fen nicht zu demselben Verfah-

ren zugelassen werden. 

 
 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 

 
 
 
 

 
 
 
 

Voraussetzung für die Möglich-

keit einer Begrenzung der Zahl 
der Unternehmen, die zur Ab-
gabe eines Angebots aufgefor-
dert werden sollen, ist nach Ab-
satz 3, dass genügend Bewer-

ber zur Verfügung stehen, die 
die Eignungskriterien erfüllen. 
Es handelt sich dabei um Eig-
nungskriterien, die vom öffentli-
chen Auftraggeber im Sinne ei-

nes „Mehr an Eignung“ festge-
legt werden, beispielsweise be-
züglich der Qualität der vorzule-
genden Referenzen.

 

 
 

Es wird empfohlen, stets eine 
Höchst- und Mindestzahl für die 
Anzahl der Bieter anzugeben, 

die zur Angebotsabgabe aufge-
fordert werden.  

Für die Vergabe von Planungs-
leistungen sollten mindestens 
drei und maximal fünf Bieter zu-

gelassen werden. Bei mehr als 
fünf Bietern sind die Verhand-
lungsgespräche nicht mehr 
sinnvoll an einem Tag durch-
führbar.  

Für die Anzahl von Teilnehmern 
bei Planungswettbewerben wird 
folgendes empfohlen: 

- Kleine Aufgaben: min. 6 
Teilnehmer 

- Regelfall: 12-18 Teilneh-
mer 

- Größere Bauvorhaben wie 
z.B. Verwaltungsbauten 
oder weiterführende Schu-

len und Berufsschulen: ca. 
25 Teilnehmer 

Weniger als sechs Teilnehmer 
schöpfen die Chance des kreati-
ven Potenzials bei annähernd 

gleichen Wettbewerbskosten 
nicht aus. 

Es wird generell von einem Ran-
king abgeraten. Aus allen Be-
werbern, die die Mindestkrite-

rien erfüllen und somit gleicher-
maßen geeignet sind, sollte aus-
gelost werden (vgl. § 75 (6) 
VgV). 


